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Abstract: Die Schaffung zentraler Urkundenarchive in der Justiz ist ein wesent-
licher Schritt auf demWeg zur papierlosen Abwicklung von Gerichts-
verfahren und zur elektronischen Kommunikation mit den Gerichten.
Ab 1. Juli 2007 werden Rechtsanw�lte und Notare gesetzlich ver-
pflichtet sein, am elektronischen Rechtsverkehr mit den Gerichten
teilzunehmen und werden vor allem Urkunden in Grundbuch- und
in Firmenbuchangelegenheiten elektronisch vorzulegen haben. Diese
Ausweitung des elektronischen Rechtsverkehrs wird eine wesentli-
che Beschleunigung der Verfahren bewirken und durch den elektro-
nischen Zugang zu den Firmenbuch- und Grundbuchurkunden zu
einer deutlich erhçhten Transparenz sowie letztlich Kostenersparnis-
sen f�r alle Beteiligten f�hren.

1. Elektronischer Rechtsverkehr (ERV)

Der elektronische Rechtsverkehr ist die papierlose, strukturierte elektro-
nische Kommunikation zwischen Parteien und Gerichten. Er ermçglicht
insbesondere die �bermittlung von Eingaben und die automatische �ber-
nahme der Kerndaten eines Falles in die Verfahrensautomation Justiz. Bis
Ende 2005 war nach der Verordnung �ber den elektronischen Rechtsver-
kehr (ERV 1995) die elektronische Einbringung von Beilagen unzul�ssig.
Eingaben in Firmen- und Grundbuchverfahren waren ebenso vom elektro-
nischen Rechtsverkehr ausgeschlossen.

2. Elektronisches Urkundenarchiv der Justiz

Die Schaffung eines zentralen Urkundenarchivs vor allem f�r die Urkun-
densammlungen im Grund- und Firmenbuch ist einer der Eckpfeiler auf
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dem Weg zur papierlosen Abwicklung von Gerichtsverfahren und zur elek-
tronischen Kommunikation mit den Gerichten. Die elektronische Archivie-
rung bringt Vorteile f�r die Justiz, die von Zeit- und Kostenersparnissen
durch vereinfachte Arbeitsabl�ufe profitiert, aber auch f�r den B�rger, der
nun außer den Grund- und Firmenbucheintragungen selbst auch die ent-
sprechenden Urkunden �ber das Internet im Wege der Verrechnungsstellen
einfach und kosteng�nstig einsehen kann.

Im elektronischen Urkundenarchiv werden im Firmen- und Grundbuch-
verfahren vorgelegte Urkunden elektronisch erfasst und gespeichert und
kçnnen anschließend vom Gericht und – sofern von diesem freigegeben –
auch von der �ffentlichkeit �ber das Internet abgefragt werden. Handelt es
sich um Papierurkunden, werden diese eingescannt und im elektronischen
Urkundenarchiv der Justiz abgespeichert.

Daneben steht die Mçglichkeit der elektronischen �bermittlung von
Urkunden offen. Dabei werden die Urkunden aus dem elektronischen
Urkundenarchiv des çsterreichischen Notariats („cyberDOC“) mit der vom
Notar mit dem Antrag �bermittelten Dokumentennummer „abgeholt“, wo-
durch der zeitintensive Vorgang des Einscannens bei Gericht entf�llt. Der-
zeit werden im Firmenbuchverfahren ca 16 %, im Grundbuchverfahren
ca 13 % der Urkunden elektronisch �bermittelt.

Neben „cyberDOC“ wird es k�nftig zwei weitere hoheitlich gef�hrte elek-
tronische Urkundenarchive von Kçrperschaften çffentlichen Rechts geben.
Diese dienen in erster Linie der Speicherung von Urkunden, die f�r den
elektronischen Urkundenverkehr mit den Gerichten bestimmt sind: das
elektronische Dokumentenarchiv der çsterreichischen Rechtsanw�lte „Ar-
chivium“, sowie das elektronische Urkundenarchiv der Kammer der Archi-
tekten und Ingenieurkonsulenten. Der in diesen Archiven der Kçrperschaf-
ten çffentlichen Rechts gespeicherte Dateninhalt gilt bis zum Nachweis des
Gegenteils als Original der Urkunde („Originalfiktion“).

3. Ausbau der papierlosen Kommunikation mit den Gerichten
im Wege des elektronischen Rechtsverkehrs

Die Einf�hrung der Urkundenarchive hat den elektronischen Rechtsver-
kehr mit den Gerichten erleichtert. Die Einstellung in ein Urkundenarchiv
einer Kçrperschaft çffentlichen Rechts oder in die Urkundensammlung des
Grund- oder Firmenbuchs ist Voraussetzung, um Beilagen – wenn erfor-
derlich mit Originalwirkung – elektronisch an das Gericht zu �bermitteln.
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Somit kann erstmals auch in Grund- und Firmenbuchverfahren, in denen
Originalurkunden vorzulegen sind, der elektronische Rechtsverkehr zur
Urkunden�bermittlung genutzt werden.

Ab 1. Juli 2007 sind Notare und Rechtsanw�lte – nach Maßgabe der tech-
nischen Mçglichkeiten – gesetzlich verpflichtet, s�mtliche Eingaben, die
elektronisch eingebracht werden d�rfen, im Wege des elektronischen
Rechtsverkehrs bei Gericht einzubringen. Als Folge dieser Verpflichtung
wird ein starker Anstieg der elektronisch vorgelegten Urkunden von derzeit
weniger als 20 % auf etwa 80 % im Bereich des Grund- und Firmenbuchs
erwartet, der die Vorteile der elektronischen Archivierung noch verst�rken
wird.

4. Mit 1. 1. 2007 in Kraft getretene Verordnungen

4.1 Verordnung der Bundesministerin f�r Justiz, mit der die Verordnung
�ber den elektronischen Rechtsverkehr (ERV 2006) ge�ndert wird

Mit dieser Novelle zur ERV 2006, BGBl II Nr 482/2006, wird mit 1. 1. 2007
der elektronische Rechtsverkehr auch f�r Eingaben in Firmenbuchverfah-
ren erçffnet. Weiters werden auch die Mçglichkeiten zur elektronischen
Urkundenvorlage in dieser Verfahrensart ausgeweitet. Nunmehr kçnnen
Beilagen vorgelegt werden, die im Urkundenarchiv des çsterreichischen
Notariats (Art XIII § 18 BR�G 2006), in einem Urkundenarchiv einer Kçr-
perschaft çffentlichen Rechts oder in der Urkundensammlung des Grund-
oder Firmenbuchs gespeichert sind. Die Vorlage erfolgt durch den Hinweis
auf die Einstellung der Urkunde in die genannten Archive und die Erm�ch-
tigung zum Zugang zu den Daten der gespeicherten Urkunde unter Be-
kanntgabe eines eindeutigen Urkundenidentifizierungsbegriffs, oder aber
durch den Hinweis auf die Einstellung in die Urkundensammlung des
Grund- oder Firmenbuchs.

In Hinblick auf die k�nftige Verpflichtung (§ 277 Abs 6 UGB in der Fas-
sung des Publizit�tsrichtlinie-Gesetzes) zur elektronischen Einbringung
aller Jahresabschl�sse werden in der Novelle zur ERV 2006 auch n�here
Regelungen hierzu getroffen.
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4.2 Urkundenarchivverordnung (UAV 2007)

Mit der UAV 2007, BGBl II Nr 481/2006, werden n�here Regelungen f�r die
Einspeicherung von Urkunden in Urkundenarchive von Kçrperschaften
çffentlichen Rechts, f�r den Zugang zu diesen Urkunden sowie f�r die F�h-
rung des Archivs und die daf�r notwendigen technischen Standards getrof-
fen.

4.3 Firmenbuch-R�ckerfassungs-Verordnung (FBR-V)

Diese Verordnung, BGBl 492/2006, pr�zisiert die in § 43 Abs 3 und 4 des
Firmenbuchgesetzes idF des Publizit�tsrichtlinie-Gesetzes (BGBl I Nr
103/2006) einger�umte Mçglichkeit, unter bestimmten Umst�nden die Ein-
sicht in nur in Papierform vorliegende Urkunden in elektronischer Form zu
verlangen. Die Einsicht wird dadurch gew�hrt, dass die gew�nschte
Urkunde in die Datenbank des Firmenbuchs aufgenommen und der Ein-
sichtswerber hiervon zum Zweck der Abfrage �ber eine Verrechnungsstelle
verst�ndigt wird. Das Verlangen auf Einsicht ist per E-Mail oder im Elektro-
nischen Rechtsverkehr (ERV) an das zust�ndige Firmenbuchgericht zu rich-
ten, wobei die begehrte Urkunde nach Firmenbuchnummer, Rechtstr�ger
und Art bestimmt zu bezeichnen ist.

Die Geb�hr f�r die Aufnahme in die Datenbank des Firmenbuchs (R�ck-
erfassung) betr�gt 15 Euro pro Urkunde und ist bei Verlangen per E-Mail
grunds�tzlich im Vorhinein zu entrichten, bei �bermittlung des Verlangens
im Wege des ERV einzuziehen.
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